Antrag auf Anhebung bzw. Neufestsetzung meiner Bezüge

Sehr geehrte Damen und Herren,

eine amtsangemessene Besoldung wird in Schleswig-Holstein, jedenfalls ab dem Jahr 2007, nicht mehr gewährt. Ursache hierfür sind die Ihnen bekannten Kürzungen bei den einzelnen Gehalts- bzw. Versorgungsbestandteilen (Sonderzuwendung, Beihilfe etc.) sowie die über viele Jahre hinweg unterbliebenen Anpassungen der Gehälter an die allgemeinen Lebenshaltungskosten. 

Ich beantrage deshalb, meine Gesamtalimentation auf ein insgesamt verfassungsgemäßes Niveau anzuheben und entsprechend neu festzusetzen. Dazu gehört, mir auch für das Jahr 2014 eine Sonderzuwendung („Weihnachtsgeld“) nach der bis einschließlich 2006 geltenden Rechtslage zu zahlen.

Es wird gebeten, diesen Antrag zugleich als anspruchswahrenden Widerspruch in Bezug auf meine, von mir als verfassungswidrig zu niedrig bemessen gehaltene Gesamtalimentation 2013 zu verstehen. Im Hinblick auf die seitens des dbb geführten Musterverfahren wird weiter gebeten, den Antrag bzw. den Widerspruch bis zum Abschluss dieser Verfahren und der damit verbundenen endgültigen generellen Klärung der Rechtslage nicht zu bescheiden, sondern das Verfahren unter Verzicht auf die Einrede der Verjährung und Verwirkung ruhend zu stellen. Insoweit bitte ich um entsprechende Mitteilung.
Mit freundlichen Grüßen

